
 

 

Öffentliche Bekanntmachung des Regierungspräsidiums Karlsruhe 
 

Die Firma SM Metals GmbH, Wilhelm-Herz-Ring 2, 68623 Lampertheim, beantragt die immissionsschutz-

rechtliche Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb einer Anlage zur zeitweiligen Lagerung und De-

montage von restentleerten Transformatoren und Teilfraktionen von Transformatoren, einer Anlage für die 

zeitweilige Lagerung von gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen und von Schrotten und Metallen sowie 

für das Absaugen von Restmengen an PCB-freiem Transformatorenöl in der bestehenden Montagehalle auf 

dem Gelände der Spedition Kübler GmbH am Standort Ruhrorterstr. 40-50 in 68219 Mannheim, Flur-

stück-Nrn. 19459/8, 19480, 19481, 19481/1, 19481/2 und 19481/3. 

Im Monat sollen ein bis zwei Großtransformatoren mit einem Gewicht von bis zu 500 Tonnen per Bahn ange-

liefert und demontiert werden. Die Betriebszeiten der Anlage sind von Montag bis Freitag von 07.00 Uhr bis 

18.00 Uhr vorgesehen. 

Die Inbetriebnahme der Anlage soll nach Erteilung der Genehmigung erfolgen. 

 

Das Vorhaben bedarf einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung nach den §§ 4, 6 und 10 Bundes-Im-

missionsschutzgesetz (BImSchG) in Verbindung mit den §§ 1 und 2 der Verordnung über genehmigungsbe-

dürftige Anlagen (4. BImSchV) und den Nummern 8.11.2.1 (500t/Tag - Verfahrensart G, Anlage gemäß Artikel 

10 der Richtlinie 2010/75/EU), 8.11.2.4 (500t/Tag – Verfahrensart V), 8.12.1.1 (1.046t – Verfahrensart G, An-

lage gemäß Artikel 10 der Richtlinie 2010/75/EU), 8.12.2 (100t – Verfahrensart V) und 8.12.3.1 (2.000t – Ver-

fahrensart G) des Anhangs 1 der 4. BImSchV. 

 

Das Regierungspräsidium Karlsruhe führt als zuständige Genehmigungsbehörde ein förmliches Genehmi-

gungsverfahren nach § 10 BImSchG durch. Die Öffentlichkeit ist nach Maßgabe des § 10 Abs. 3, 4, 6 bis 8a 

BImSchG sowie der §§ 8 – 10 und 12 der 9. BImSchV zu beteiligen. 

 

Das Vorhaben wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Der Antrag und die Antragsunterlagen bestehen aus 

dem Antrag und 

- der Darstellung der Anlage und Betriebsbeschreibung 

- Angaben zu Emissionen und Immissionen (Lärm, Geruch, Luftschadstoffe) 

- Angaben zu Arbeitsschutz, Brandschutz 

- Bauantragsunterlagen 

- Angaben zu Abwasser und Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

- Angaben zur UVP-Vorprüfung  

Für das Vorhaben entscheidungserhebliche Berichte und Empfehlungen wurden neben den Antragsunterla-

gen bis zum Zeitpunkt dieser öffentlichen Bekanntmachung von der Stadt Mannheim (Baurechtliche Stel-

lungnahme, Bedingungen und Auflagen aus der Sicht des Brandschutzes, Stellungnahmen der unteren Na-

turschutzbehörde, der unteren Wasserbehörde, der unteren Bodenschutzbehörde, der unteren Abfallrechts-

behörde, der unteren Immissionsschutzbehörde sowie der unteren Arbeitsschutzbehörde) sowie von der 

Staatlichen Rhein-Neckar-Hafengesellschaft Mannheim mbH vorgelegt. 

Diese Unterlagen werden 

 

 von Montag, 27.01.2025 bis einschließlich Mittwoch, 26.02.2025 

 

auf der Homepage des Regierungspräsidiums Karlsruhe (www.rp-karlsruhe.de), zu erreichen über die Menü-

punkte „Service / Bekanntmachungen / Bekanntmachungen aus dem Bereich Umwelt / Stadtkreis Mann-

heim“, zugänglich gemacht. 

Auf Verlangen eines Beteiligten wird ihm eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung ge-

stellt. 

 

Einwendungen gegen das Vorhaben können innerhalb der Auslegungsfrist und bis zu einem Monat nach de-

ren Ablauf, also vom 27.01.2025 bis einschließlich 26.03.2025, beim Regierungspräsidium Karlsruhe, 

Schlossplatz 1-3, 76131 Karlsruhe (Postanschrift: Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 54.2, 76247 

Karlsruhe) schriftlich (mit Unterschrift) oder elektronisch (E-Mail-Postfach: Industriereferate@rpk.bwl.de) er-

hoben werden. Wir bitten, in jedem Fall den Namen und die vollständige Adresse des Einwenders anzuge-

ben. 

 

http://www.rp-karlsruhe.de/
mailto:Industriereferate@rpk.bwl.de


 

 

Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind für das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, 

die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Dieser Einwendungsausschluss gilt nicht für ein 

sich anschließendes Klageverfahren. 

Weitere Informationen, die für die Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens von Bedeutung sein 

können und die der zuständigen Behörde erst nach Beginn der Auslegung vorliegen, werden der Öffentlich-

keit nach den Bestimmungen über den Zugang zu Umweltinformationen zugänglich gemacht. 

Gleichförmige Eingaben (mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten oder in Form vervielfältigter gleichlau-

tender Texte) werden nach §§ 17, 18 und 19 des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes behandelt. Danach 

ist bei solchen Eingaben erforderlich, dass auf jeder mit mindestens einer Unterschrift versehenen Seite der-

jenige Unterzeichner, der die übrigen vertreten soll, mit seinem Namen, seinem Beruf und seiner Anschrift 

als Vertreter bezeichnet ist. Gleichförmige Eingaben, die diesen Anforderungen nicht entsprechen, können 

unberücksichtigt bleiben. Das gilt bei gleichförmigen Einwendungen auch insoweit, als Unterzeichner ihren 

Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich angegeben haben. 

Die Einwendungen werden dem Antragsteller und den Behörden, deren Aufgabenbereich berührt ist, be-

kannt gegeben. Name und Anschrift des Einwenders werden vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht, so-

fern dies ausdrücklich verlangt wird und diese Angaben zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmi-

gungsverfahrens nicht erforderlich sind. 

 

Sofern Einwendungen erhoben werden, können diese am Mittwoch, dem 30.04.2025, ab 10.00 Uhr im 

Technischen Rathaus der Stadt Mannheim, Raum Haifa 1 (EG), Glücksteinallee 11, 68163 Mannheim, 

öffentlich erörtert werden. Der Erörterungstermin kann auch in Form einer Onlinekonsultation oder durch 

eine Video- oder Telefonkonferenz erfolgen. Ob der Erörterungstermin durchgeführt wird und in welcher 

Form der Erörterungstermin gegebenenfalls durchgeführt wird, entscheidet das Regierungspräsidium Karls-

ruhe nach dem Ablauf der Einwendungsfrist nach pflichtgemäßem Ermessen. Diese Entscheidung wird auf 

der Homepage des Regierungspräsidiums Karlsruhe unter www.rp-karlsruhe.de (s.o.) öffentlich bekannt ge-

macht. In dieser Entscheidung wird auch bekannt gegeben, innerhalb welcher Frist bei einer Onlinekonsulta-

tion der Antragsteller und diejenigen, die Einwendungen erhoben haben, Gelegenheit haben, sich schriftlich 

oder elektronisch zu äußern. Erfolgt der Erörterungstermin durch eine Video- oder Telefonkonferenz, wird 

der Zeitpunkt des Beginns ebenfalls in dieser Entscheidung bekannt gegeben. Form- und fristgerecht erho-

bene Einwendungen werden auch bei Ausbleiben der Antragsteller oder von Personen, die Einwendungen 

erhoben haben, erörtert. 

 

Die Entscheidung über den Antrag wird öffentlich bekannt gemacht.  

Die Zustellung des Genehmigungsbescheides an die Personen, die Einwendungen erhoben haben, kann 

durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 

Zusätzlich wird der Inhalt der Entscheidung auf der Homepage des Regierungspräsidiums Karlsruhe unter 

www.rp-karlsruhe.de (s.o.) zugänglich gemacht. 

 

Zur Verarbeitung personenbezogener Daten, insbesondere deren Weitergabe an den Vorhabenträger im 

Rahmen des Verfahrens, wird auf die Datenschutzerklärung verwiesen. Diese kann auf der Internetseite 

https://rp.baden-wuerttemberg.de/datenschutzerklaerungen-der-regierungspraesidien-b-w/ unter dem Stich-

wort „51-04: Umweltrechtliche Anzeige-, Genehmigungs-, Zulassungs-, Erlaubnis-, Bewilligungs-, Planfest-

stellungs- und Plangenehmigungsverfahren“ abgerufen werden. Auf Wunsch werden diese Informationen 

vom Regierungspräsidium Karlsruhe in Papierform versandt. 

 

Karlsruhe, den 15.01.2025 Regierungspräsidium Karlsruhe 
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